
Anläßlich der feierlichen Verabschiedung von 388 Ab­
solventen des III. Fernstudienlehrganges der Sektion 
Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin 
am 20. Februar 1973 hielt der Stellvertreter des Vor­
sitzenden des Ministerrates und Minister der Justiz, 
Heusinger, die Festansprache. Er hob u. a. die Verant­
wortung der Rechtspflegeorgane sowie anderer staat­
licher und wirtschaftsleitender Organe hervor, die ge­
sellschaftliche Wirksamkeit des sozialistischen Rechts 
ständig zu analysieren, um alle praktischen Erfahrun­
gen bei der Rechtsanwendung für die Vervollkomm­
nung des Rechts und den Ausbau der sozialistischen 
Rechtsordnung nutzbar zu machen. Er betonte, daß die 
Verwirklichung und die ständige Weiterentwicklung des 
sozialistischen Rechts eine tiefgreifende politisch-ideo­
logische Arbeit voraussetzen, die unter Einbeziehung 
aller staatlichen und gesellschaftlichen Kräfte zu lei­
sten ist. Es sei deshalb erforderlich, Rechtspropaganda 
und Rechtserziehung quantitativ und qualitativ zu ver­
bessern. Dabei komme es wesentlich darauf an, diffe­
renziert alle Schichten der Bevölkerung zu erreichen.

In einer Fachrichterberatung der Strafsenate la und lb 
des Obersten Gerichts am 22. März 1973 wurden Pro­
bleme der Anwendung der Tatbestände der §§ 212, 215 
und 220 StGB erörtert. Im Mittelpunkt der Beratung, 
der Untersuchungen der Rechtsprechung in mehreren 
Bezirken zugrunde lagen, standen folgende Fragen:
— die Anwendung der auf den Plenartagungen des 

Obersten Gerichts entwickelten Strafzumessungskri­
terien entsprechend den sich aus den Tatbeständen 
der §§212, 215, 220 StGB ergebenden spezifischen 
Gesichtspunkten;

— Kriterien für die Anwendung der Geldstrafe als Zu­
satzstrafe bei diesen Delikten;

— die Umsetzung der Materialien der 4. Plenartagung 
des Obersten Gerichts bei Rowdydelikten;

— die Leitung der Rechtsprechung der Kreisgerichte 
durch die Senate der Bezirksgerichte.

Es wurde eingeschätzt, daß die Entscheidungen in der 
Regel sowohl hinsichtlich der Gesetzesanwendung als 
auch hinsichtlich der Strafzumessung richtig sind. Mehr 
Aufmerksamkeit ist der vollständigen Sachaufklärung 
aller für eine Entscheidung bedeutsamen Fragen und der 
Qualität der Entscheidungen bei komplizierten Einzelfäl­
len zu widmen. Die gesetzlichen Voraussetzungen für be­
schleunigte Verfahren sind sorgfältig zu prüfen, da 
sonst dem Anliegen, eine höhere Wirksamkeit des Straf­
verfahrens zu erreichen, nicht entsprochen wird.
Bei der Anwendung des § 215 StGB bedarf es auch der 
sorgfältigen Prüfung, inwieweit andere Straftatbe­
stände verwirklicht sind, damit nicht gleichzeitig vor­
liegende schwerere Kriminalität, z. B. ein Sexualdelikt, 
unbeachtet bleibt. Der Abgrenzung des Tatbestandes 
des Rowdytums von anderen Handlungen, mit denen 
die öffentliche Ordnung gestört wird und die als Ord­
nungswidrigkeiten zu verfolgen sind, muß größere Auf­
merksamkeit gewidmet werden.
Da Delikte nach §§ 212, 220 StGB zum größten Teil un­
ter erheblichem Alkoholeinfluß begangen werden, sind 
in jedem Fall die Voraussetzungen der §§ 15 Abs. 3 und 
16 StGB, insbesondere auch das Vorliegen eines sog. na­
türlichen Verhaltensentschlusses, exakt zu prüfen.
Die Senate der Bezirksgerichte müssen der kontinuier­
lichen operativen Anleitung der Kreisgerichte und der 
sorgfältigen Vorbereitung von Fachrichtertagungen ver­
stärkt Aufmerksamkeit zuwenden. Sie haben zu ge­
währleisten, daß die Fachrichter zu den Problemen der 
Tagungen Vorgaben erhalten und sich auf der Grund­
lage des Anleitungsmaterials sowie der eigenen Recht­
sprechung gründlich auf die Beratung vorbereiten.

Materialien der 6. Plenartagung des Obersten Gerichts

Die weitere Förderung der Neuererbewegung
und die Sicherung der Rechte der Neuerer in der Tätigkeit der Gerichte
Bericht des Präsidiums des Obersten Gerichts an die 6. Plenartagung am 28. März 1973

Entwicklung der Neuererbewegung und Aufgaben 
der Gerichte in Neuererrechtsstreitigkeiten
1. Die Anforderungen an die Tätigkeit der Gerichte 
auf dem Gebiet des Neuererrechts werden durch die 
Bedeutung der Neuererbewegung für die weitere poli­
tische und ökonomische Entwicklung der DDR be­
stimmt. Die vom VIII. Parteitag der SED beschlossene 
Hauptaufgabe hat vielfältige Initiativen der Werktäti­
gen zur Steigerung der Arbeitsproduktivität ausgelöst. 
Hierdurch werden auch die materiellen Voraussetzun­
gen für die weitere Durchsetzung des sozialpolitischen 
Programms geschaffen. Für die Neuerer hat das Ringen 
um den wissenschaftlich-technischen Fortschritt unter 
Nutzung der Vorzüge der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung ein weites Betätigungsfeld eröffnet.
Die Neuererbewegung wird immer mehr zu einer Mas­
senbewegung für den wissenschaftlich-technischen 
Fortschritt, wie das vom 8. FDGB-Kongreß eingeschätzt 
wurde. Während im ersten Halbjahr 1969 der Anteil 
der Neuerer an der Gesamtzahl der Beschäftigten in 
der sozialistischen Wirtschaft 8,8 Prozent betrug, war 
dieser Anteil im ersten Halbjahr 1972 auf 15,1 Prozent 
angewachsen. In der zentralgeleiteten Industrie betrug 
der Anteil der Neuerer an der Gesamtzahl der Be­
schäftigten im fersten Halbjahr 1972 19,4 Prozent. Ins­
gesamt beteiligten sich im Jahre 1972 etwa 1 260 000 
Werktätige an der Neuererbewegung. Der Nutzen aus

370 000 realisierten Neuerungen betrug 1971 rund 2,95 
Milliarden Mark. Für 1972 wird aus der Verwirklichung 
von rund 463 000 Neuerungen ein Nutzen von 3,25 Mil­
liarden Mark kalkuliert. Der Nutzen aus vereinbarten 
Neuererleistungen hat sich im Vergleich zwischen dem 
ersten Halbjahr 1969 und dem ersten -Halbjahr 1972 
fast verdoppelt.
Mit der Bereitschaft, über die eigentliche Arbeitsauf­
gabe hinaus Gedanken und Tat für die wirtschaftliche 
Entwicklung einzusetzen, festigte sich zugleich das so­
zialistische Bewußtsein der Werktätigen. Das Präsi­
dium des Bundesvorstandes des FDGB hat eingeschätzt, 
daß eine gute Entwicklung der Neuererbewegung über­
all dort erreicht wurde, wo betriebliche Leiter und Ge­
werkschaftsleitungen die Neuererbewegung als poli­
tische Massenbewegung der Arbeiterklasse und aller 
Werktätigen und als wesentliche Form der sozialisti­
schen Demokratie wirksam organisiert haben. Dazu 
wurde gefordert, im sozialistischen Wettbewerb auch 
der Neuererbewegung klare Aufgaben zu stellen und 
hierdurch die ganze Vielfalt und Breite des Ideenreich­
tums der Arbeiter, Angestellten und Angehörigen der 
Intelligenz zu entfalten und umfassend auszuschöpfen.
2. Für die Gerichte kommt es darauf an, im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit für die Entscheidung von Streitig­
keiten, die sich aus der Erfüllung von Neuererverein­
barungen, aus Vergütungen, der Erstattung von Auf-
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